
 

Einladung zur Hauptversammlung 

 

 

Black Pearl Digital AG 

mit Sitz in München 

 

Wir laden hiermit unsere Aktionärinnen und Aktionäre zu der am 

10. September 2018, um 10:00 Uhr, 

in den Geschäftsräumen der Black Pearl Digital AG, Dessauer Straße 6, 80992 München 

stattfindenden 

außerordentlichen Hauptversammlung 

ein. 

 

 

Tagesordnung 

 

1. Beschlussfassung über eine Kapitalerhöhung um bis zu EUR 2.750.000,00 gegen 

Bareinlagen 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

Das Grundkapital der Gesellschaft wird von EUR 275.000,00 gegen Bareinlagen um bis zu 

EUR 2.750.000,00 auf bis zu EUR 3.025.000,00 durch Ausgabe von bis zu 2.750.000 

neuen, auf den Inhaber lautenden nennwertlosen Stammaktien (Stückaktien) mit einem 

anteiligen Betrag des Grundkapitals von EUR 1,00 je Stückaktie erhöht. 

 

Die neuen Aktien werden mindestens zum geringsten Ausgabebetrag von EUR 1,00 je 

Stückaktie ausgegeben und sind für die Zeit ab 1. Januar 2018 gewinnberechtigt. Der Vor-

stand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrates nach Maßgabe der im Zeitpunkt 

der Beschlussfassung durch den Vorstand vorherrschenden Marktverhältnisse den Be-

zugspreis und die weiteren Einzelheiten der Kapitalerhöhung und ihrer Durchführung fest-

zusetzen. Die Kosten der Kapitalerhöhung und ihrer Durchführung trägt die Gesellschaft.  

 

Das gesetzliche Bezugsrecht wird den Aktionären in der Weise eingeräumt, dass die neu-

en Aktien von einem oder mehreren Kreditinstitut(en) zum geringsten Ausgabebetrag ge-
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zeichnet und mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären der Gesell-

schaft zum maßgeblichen Bezugspreis zum Bezug anzubieten und einen etwaigen Mehr-

erlös – unter Abzug einer angemessenen Provision, der Kosten und Auslagen – an die 

Gesellschaft abzuführen (mittelbares Bezugsrecht). 

 

Etwaige im Rahmen der Durchführung des Angebots nicht bezogene neue Aktien können 

nach Weisung des Vorstands der Gesellschaft verwertet werden. Eine etwaige Verwertung 

im Rahmen der Durchführung des Angebots nicht bezogener neuer Aktien hat bestmög-

lich, mindestens jedoch zum Bezugspreis zu erfolgen. 

 

Der Beschluss über die Erhöhung des Grundkapitals wird ungültig, wenn die Durchführung 

der Kapitalerhöhung nicht bis zum Ablauf des 10. Februar 2019 in das Handelsregister 

des  Amtsgerichts München eingetragen ist. 

 

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung von § 3 (Grundkapital) der Satzung der Ge-

sellschaft entsprechend der Durchführung der Kapitalerhöhung anzupassen. 

 

2. Beschlussfassung über die Aufhebung des Genehmigten Kapitals und die Schaf-

fung eines neuen Genehmigten Kapitals 2018 unter Ermächtigung zum Ausschluss 

des gesetzlichen Bezugsrechts der Aktionäre und die damit verbundene Satzungs-

änderung 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen der Hauptversammlung vor, folgende Beschlüsse zu 

fassen: 

 

a. Mit Wirkung ab dem Zeitpunkt der Eintragung der nachfolgend unter Buchstabe b) 

beschlossenen Satzungsänderung in das Handelsregister und unter gleichzeitiger 

Aufhebung des zu diesem Zeitpunkt noch bestehenden Genehmigten Kapitals  ge-

mäß § 4 A der Satzung einschließlich der hierfür erteilten Ermächtigung wird der 

Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats, das Grundkapital der Ge-

sellschaft bis zum Ablauf von fünf Jahren, gerechnet ab dem Tag der Eintragung 

dieses genehmigten Kapitals im Handelsregister, einmalig oder mehrmals um insge-

samt bis zu EUR 1.512.500,00 durch Ausgabe neuer auf den Inhaber lautender 

Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 

2018). Die neuen Aktien sind grundsätzlich den Aktionären zum Bezug (auch im 

Wege des mittelbaren Bezugs gemäß § 186 Abs. 5 Satz 1 Aktiengesetz) anzubieten. 
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Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugs-

recht der Aktionäre ganz oder teilweise auszuschließen. 

 

Der Ausschluss des Bezugsrechts ist dabei nur in den folgenden Fällen zulässig: 

 

(aa) bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen, wenn Aktien der Gesellschaft an 

der Börse gehandelt werden (regulierter Markt oder Freiverkehr bzw. die Nach-

folger dieser Segmente), der auf die neuen Aktien, für die das Bezugsrecht 

ausgeschlossen wird, insgesamt entfallende anteilige Betrag des Grundkapi-

tals 10 % des bereits eingetragenen Grundkapitals nicht übersteigt, und der 

Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis der bereits an der Börse 

gehandelten Aktien der Gesellschaft gleicher Gattung und Ausstattung zum 

Zeitpunkt der Festlegung des Ausgabepreises nicht wesentlich im Sinne der 

§§ 203 Abs. 1 und 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unterschreitet. Auf den Betrag 

von 10 % des Grundkapitals ist der Betrag anzurechnen, der auf Aktien ent-

fällt, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zum Zeitpunkt ihrer 

Ausnutzung aufgrund anderer entsprechender Ermächtigungen unter Aus-

schluss des Bezugsrechts in unmittelbarer oder entsprechender Anwendung 

des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben beziehungsweise veräußert wer-

den, soweit eine derartige Anrechnung gesetzlich geboten ist. 

 

(bb) bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, insbesondere zum Erwerb von 

Unternehmen, Unternehmensteilen und Beteiligungen an Unternehmen, ge-

werblichen Schutzrechten, wie z.B. Patenten, Marken oder hierauf gerichtete 

Lizenzen, oder sonstigen Produktrechten oder sonstigen Sacheinlagen, auch 

Schuldverschreibungen, Wandelschuldverschreibungen und sonstigen Finan-

zinstrumenten; 

(cc) soweit dies erforderlich ist, um den Inhabern bzw. Gläubigern der von der Ge-

sellschaft oder ihren Konzerngesellschaften ausgegebenen Schuldverschrei-

bungen mit Options- oder Wandlungsrechten bzw. -pflichten ein Bezugsrecht 

auf neue Aktien indem Umfang einzuräumen, wie es ihnen nach Ausübung ih-

res Options- oder Wandlungsrechts bzw. nach Erfüllung einer Options-bzw. 

Wandlungspflicht zustünde, oder 

 

(dd) für Spitzenbeträge, die infolge des Bezugsverhältnisses entstehen. 
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Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats den weiteren Inhalt 

der Aktienrechte und die sonstigen Einzelheiten der Kapitalerhöhung und ihrer 

Durchführung festzulegen. Dies umfasst die Ermächtigung zur Ausgabe von Vor-

zugsaktien unter Gewährung oder Ausschluss des gesetzlichen Bezugsrechts. Der 

Vorstand wird ermächtigt zu bestimmen, dass die neuen Aktien gemäß§ 186 Abs. 5 

AktG von einem Kreditinstitut oder einem nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 

Satz 1 oder Abs. 7 KWG tätigen Unternehmen mit der Verpflichtung übernommen 

werden sollen, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten (mittelbares Bezugsrecht). 

 

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem jewei-

ligen Umfang der Grundkapitalerhöhung aus dem Genehmigten Kapital 2018 abzu-

ändern. 

 

b. § 4 A der Satzung wird aufgehoben und wie folgt neu gefasst: 

 

„(1) Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats, das Grundka-

pital der Gesellschaft bis zum Ablauf von fünf Jahren, gerechnet ab dem Tag 

der Eintragung dieses genehmigten Kapitals im Handelsregister, einmalig oder 

mehrmals um insgesamt bis zu EUR 1.512.500,00 durch ein- oder mehrmalige 

Ausgabe neuer auf den Inhaber lautender Stückaktien gegen Bar- und/oder 

Sacheinlagen zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2018). 

 

(2) Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht zu. Der Vorstand ist je-

doch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Akti-

onäre ganz oder teilweise auszuschließen. Der Ausschluss des Bezugsrechts 

ist dabei nur in den folgenden Fällen zulässig: 

 

(a) bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen, wenn Aktien der Gesellschaft 

an der Börse gehandelt werden (regulierter Markt oder Freiverkehr bzw. 

die Nachfolger dieser Segmente), der auf die neuen Aktien, für die das 

Bezugsrecht ausgeschlossen wird, insgesamt entfallende anteilige Be-

trag des Grundkapitals 10 % des bereits eingetragenen Grundkapitals 

nicht übersteigt, und der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsen-

preis der bereits an der Börse gehandelten Aktien der Gesellschaft glei-

cher Gattung und Ausstattung zum Zeitpunkt der Festlegung des Ausga-

bepreises nicht wesentlich im Sinne der §§ 203 Abs. 1 und 2, 186 Abs. 3 
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Satz 4 AktG unterschreitet. Auf den Betrag von 10 % des Grundkapitals 

ist der Betrag anzurechnen, der auf Aktien entfällt, die während der Lauf-

zeit dieser Ermächtigung bis zum Zeitpunkt ihrer Ausnutzung aufgrund 

anderer entsprechender Ermächtigungen unter Ausschluss des Bezugs-

rechts in unmittelbarer oder entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 

3 Satz 4 AktG ausgegeben beziehungsweise veräußert werden, soweit 

eine derartige Anrechnung gesetzlich geboten ist; 

 

(b) bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, insbesondere zum Erwerb 

von Unternehmen, Unternehmensteilen und Beteiligungen an Unterneh-

men, gewerblichen Schutzrechten, wie z.B. Patenten, Marken oder hie-

rauf gerichtete Lizenzen, oder sonstigen Produktrechten oder sonstigen 

Sacheinlagen, auch Schuldverschreibungen, Wandelschuldverschrei-

bungen und sonstigen Finanzinstrumenten; 

 

(c) soweit dies erforderlich ist, um den Inhabern bzw. Gläubigern der von 

der Gesellschaft oder ihren Konzerngesellschaften ausgegebenen 

Schuldverschreibungen mit Options- oder Wandlungs- rechten bzw. -

pflichten ein Bezugsrecht auf neue Aktien indem Umfang einzuräumen, 

wie es ihnen nach Ausübung ihres Options- oder Wandlungsrechts bzw. 

nach Erfüllung einer Options- bzw. Wandlungspflicht zustünde, oder 

 

(d) für Spitzenbeträge, die infolge des Bezugsverhältnisses entstehen. 

 

Der Vorstand wird ermächtigt, den Inhalt der Aktienrechte, die weiteren Einzel-

heiten der Kapitalerhöhung sowie die Bedingungen der Aktienausgabe, insbe-

sondere den Ausgabebetrag, festzulegen 

 

(3) Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats den weiteren 

Inhalt der Aktienrechte und die sonstigen Einzelheiten der Kapitalerhöhung 

und ihrer Durchführung festzulegen. Dies umfasst die Ermächtigung zur Aus-

gabe von Vorzugsaktien unter Gewährung oder Ausschluss des gesetzlichen 

Bezugsrechts. 

 

(4) Der Vorstand ist ermächtigt zu bestimmen, dass die neuen Aktien gemäß 

§ 186 Abs. 5 AktG von einem Kreditinstitut oder einem nach § 53 Abs. 1 Satz 1 
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oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 KWG tätigen Unternehmen mit der Ver-

pflichtung übernommen werden sollen, sie den Aktionären zum Bezug anzu-

bieten (mittelbares Bezugsrecht). 

 

(5) Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem 

jeweiligen Umfang der Kapitalerhöhung aus dem Genehmigten Kapital 2018 

abzuändern.“ 

 

c. Die vorstehende Beschlussfassung unter den Buchstaben a. und b. bildet einen einheitli-

chen Beschluss. Das Genehmigte Kapital 2018 soll erst und nur dann zur Eintragung im 

Handelsregister angemeldet werden, wenn die vorstehend unter Tagesordnungspunkt 1 

vorgeschlagene Barkapitalerhöhung beschlossen und vollständig durchgeführt ist. Falls 

das Grundkapital nach Erhöhung des Grundkapitals oder Feststehen der Nichtdurchfüh-

rung weniger als die angestrebten EUR 3.025.000,00 beträgt, wird der Vorstand mit Zu-

stimmung des Aufsichtsrats ermächtigt, diesen Beschluss betraglich derart anzupassen, 

dass das Genehmigte Kapital 2018 maximal 50% des dann tatsächlichen vorliegenden 

Grundkapitals beträgt. 

 

 

Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 2 über den Ausschluss des Bezugsrechts 

im Rahmen des Genehmigten Kapitals 2018 gemäß § 203 Abs. 2 Satz 2 AktG i.V.m. § 186 

Abs. 4 Satz 2 AktG 

 

Der Vorstand hat zu Punkt 2 der Tagesordnung gemäß § 203 Abs. 2 Satz 2 AktG i.V.m. § 186 

Abs. 4 Satz 2 AktG einen schriftlichen Bericht über die Gründe für den Bezugsrechtsausschluss 

erstattet. Der Bericht ist vom Tage der Einberufung der Hauptversammlung an auf der Homepa-

ge der Gesellschaft zugänglich. Der Bericht wird wie folgt bekannt gemacht: 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen unter Tagesordnungspunkt 2 die Schaffung eines geneh-

migten Kapitals 2018 in Höhe von bis zu EUR 1.512.500,00 vor. Das genehmigte Kapital soll die 

Flexibilität der Gesellschaft erhöhen und ihr im Interesse ihrer Aktionäre zusätzliche Hand-

lungsmöglichkeiten einräumen. Im Falle einer Kapitalerhöhung unter Ausnutzung des genehmig-

ten Kapitals ist den Aktionären grundsätzlich ein Bezugsrecht einzuräumen, das im Wege des 

mittelbaren Bezugsrechts abgewickelt werden kann. Der Vorstand soll jedoch ermächtigt wer-

den, mit Zustimmung des Aufsichtsrats in bestimmten Fällen das Bezugsrecht ausschließen zu 

können. 
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Das Bezugsrecht der Aktionäre kann insbesondere bei Barkapitalerhöhungen im Hinblick auf bis 

zu 10 % des im Zeitpunkt des Wirksamwerdens bzw. der Ausübung der Ermächtigung beste-

henden Grundkapitals ausgeschlossen werden, wenn der Ausgabepreis der neuen Aktien den 

Börsenpreis der bereits an der Börse gehandelten Aktien der Gesellschaft gleicher Gattung und 

Ausstattung nicht wesentlich unterschreitet (§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG, erleichterter Bezugs-

rechtsausschluss). Auf die 10 %ige Beschränkung sind andere Fälle des erleichterten Bezugs-

rechtsausschlusses aufgrund einer gegebenenfalls noch zu beschließenden Ermächtigung 

durch die Hauptversammlung anzurechnen, soweit dies gesetzlich geboten ist. Die Möglichkeit, 

das Bezugsrecht der Aktionäre im Hinblick auf Barkapitalerhöhungen, die 10 % des Grundkapi-

tals nicht übersteigen, ausschließen zu können, versetzt die Gesellschaft in die Lage, zur Auf-

nahme neuer Mittel zur Unternehmensfinanzierung kurzfristig, ohne das Erfordernis eines min-

destens 14 Tage dauernden Bezugsangebotes, flexibel auf sich bietende günstige Kapitalmarkt-

situationen zu reagieren und die neuen Aktien bei institutionellen Anlegern platzieren zu können. 

Bei dem erleichterten Bezugsrechtsausschluss handelt es sich um einen gesetzlich vorgesehe-

nen Regelfall, in dem das Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossen werden kann. Durch die 

Beschränkung auf 10 % des im Zeitpunkt des Wirksamwerdens bzw. der Ausübung der Ermäch-

tigung vorhandenen Grundkapitals wird das Schutzbedürfnis der Aktionäre im Hinblick auf eine 

quotenmäßige Verwässerung ihrer Beteiligung berücksichtigt. Aktionäre, die ihre Beteiligungs-

quote beibehalten wollen, können durch Zukäufe über die Börse die Reduzierung ihrer Beteili-

gungsquote verhindern. Im Falle des erleichterten Bezugsrechtsausschlusses ist zwingend, 

dass der Ausgabepreis der neuen Aktien den Börsenkurs nicht wesentlich unterschreitet. Damit 

wird dem Schutzbedürfnis der Aktionäre hinsichtlich einer wertmäßigen Verwässerung ihrer Be-

teiligung Rechnung getragen. Durch diese Festlegung des Ausgabepreises nahe am Börsen-

kurs wird sichergestellt, dass der Wert des Bezugsrechts für die neuen Aktien sich praktisch der 

Nullmarke nähert. 

 

Das Bezugsrecht kann weiterhin bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, insbesondere 

zum Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen und Beteiligungen an Unternehmen, ge-

werblichen Schutzrechten, wie z.B. Patenten, Marken oder hierauf gerichtete Lizenzen, oder 

sonstigen Produktrechten oder sonstigen Sacheinlagen, auch Schuldverschreibungen, Wandel-

schuldverschreibungen und sonstigen Finanzinstrumenten, ausgeschlossen werden. Hierdurch 

soll die Gesellschaft die Möglichkeit erhalten, auf nationalen und internationalen Märkten flexibel 

auf sich bietende Gelegenheiten insbesondere zum Erwerb von Unternehmen, Unternehmens-

teilen oder Beteiligungen an Unternehmen sowie auf Angebote zu Unternehmenszusammen-

schlüssen reagieren zu können. Insbesondere im Rahmen von Unternehmens oder Beteili-



 - 8 - 

gungserwerben bestehen vielfältige Gründe, Verkäufern statt eines Kaufpreises ausschließlich 

in Geld, auch Aktien oder nur Aktien zu gewähren. Insbesondere kann auf diese Weise die Li-

quidität der Gesellschaft geschont und der / die Verkäufer an zukünftigen Kurschancen beteiligt 

werden. Diese Möglichkeit erhöht die Wettbewerbschancen der Gesellschaft bei Akquisitionen. 

Der Gesellschafterwächst dadurch kein Nachteil, denn die Emission von Aktien gegen Sachleis-

tung setzt voraus, dass der Wert der Sachleistung in einem angemessenen Verhältnis zum Wert 

der Aktien steht. Der Vorstand der Gesellschaft wird bei der Ausnutzung der Ermächtigung sorg-

fältig die Bewertungsrelation zwischen der Gesellschaft und der erworbenen Beteiligung bzw. 

des Unternehmens prüfen und im wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft und der Aktio-

näre den Ausgabepreis der neuen Aktien und die weiteren Bedingungen der Aktienausgabe 

festlegen. 

 

Die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts zu Gunsten der Inhaber der von der Ge-

sellschaft oder ihren Konzerngesellschaften ausgegebenen Schuldverschreibungen mit Options- 

oder Wandlungsrechten bzw. -pflichten dient dem Zweck, im Falle einer Ausnutzung dieser Er-

mächtigung den Options- bzw. Wandlungspreis nicht entsprechend den sogenannten Verwässe-

rungsklauseln der Options- bzw. Wandlungsbedingungen ermäßigen zu müssen. Vielmehr soll 

auch den Inhabern der Schuldverschreibungen mit Options- oder Wandlungsrechten bzw. -

pflichten ein Bezugsrecht in dem Umfang eingeräumt werden können, wie es ihnen nach Aus-

übung des Options- oder Wandlungsrechts bzw. nach Erfüllung der Options- oder Wandlungs-

pflichtzustehen würde. Mit der Ermächtigung erhält der Vorstand die Möglichkeit, bei der Aus-

nutzung des Genehmigten Kapitals 2018 untersorgfältiger Abwägung der Interessen zwischen 

beiden Alternativen zu wählen. 

 

Ferner ist der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats ermächtigt, das Bezugsrecht zur 

Vermeidung von Spitzenbeträgen auszuschließen. Spitzenbeträge können sich aus dem Um-

fang des jeweiligen Volumens der Kapitalerhöhung und der Festlegung eines praktikablen Be-

zugsverhältnisses ergeben. Der vorgesehene Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge 

ermöglicht ein glattes Bezugsverhältnis und erleichtert so die Abwicklung der Emission. Die vom 

Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossenen freien Spitzen werden bestmöglich für die Gesell-

schaft verwertet. 

 

Soweit der Vorstand während eines Geschäftsjahres die Ermächtigung ausnutzt, wird er in der 

folgenden Hauptversammlung hierüber berichten. 
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Teilnahmebedingungen 

 

Teilnahme an der Hauptversammlung 

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und Ausübung des Stimmrechts sind gemäß § 18 der 

Satzung der Gesellschaft nur diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich bei der Gesellschaft an-

gemeldet haben. 

 

Die Aktionäre haben ihre Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Aus-

übung des Stimmrechtes nachzuweisen. Dazu ist der Gesellschaft ein in Textform (§126b BGB) 

und in deutscher oder englischer Sprache durch das depotführende Kredit- oder Finanzdienst-

leistungsinstitut erstellter Nachweis über den Anteilsbesitz vorzulegen. Der Nachweis muss sich 

auf den Beginn des 20. August 2018 beziehen und der Gesellschaft unter der oben genannten 

Adresse bis inklusive 04. September 2018 zugehen. Die Gesellschaft ist berechtigt, zweifelhafte 

Nachweise zu überprüfen und bei Verdacht eines gefälschten oder fälschlich ausgestellten 

Nachweises den betreffenden Aktionär um weitere Nachweise zu ersuchen oder zurückzuwei-

sen. 

 

Eintritts- und Stimmkarten liegen beim Einlass zur Hauptversammlung für alle angemeldeten 

Aktionäre aus. 

 

Vertretung durch Bevollmächtigte 

 

Aktionäre können ihr Stimmrecht in der Hauptversammlung auch durch einen Bevollmächtigten, 

z.B. ein Kreditinstitut, eine Aktionärsvereinigung oder eine andere Person ihrer Wahl ausüben 

lassen. Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung ge-

genüber der Gesellschaft bedürfen der Textform (§ 126b BGB). 

 

Ergänzungsverlangen 

 

Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals erreichen, können 

gemäß § 122 Abs. 2 AktG verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und 

bekannt gemacht werden. Jedem neuen Gegenstand muss eine Begründung oder eine Be-

schlussvorlage beiliegen. Das Verlangen ist schriftlich an den Vorstand der Gesellschaft zu rich-

ten. Es wird darum gebeten, die folgende Anschrift zu verwenden: 
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Black Pearl Digital AG 

vertreten durch den Vorstand Dr. Florian Pfingsten 

Dessauer Straße 6 

80992 München 

Bundesrepublik Deutschland 

E-Mail: info@blackpearl.digital  

 

Gegenanträge und Wahlvorschläge 

 

Jeder Aktionär hat das Recht, in der Hauptversammlung Gegenanträge zu den Beschlussvor-

schlägen von Vorstand und/oder Aufsichtsrat zu bestimmten Tagesordnungspunkten zu stellen. 

Wenn Gegenanträge und Wahlvorschläge in den Aufsichtsrat im Vorfeld übermittelt werden, 

sind sie ausschließlich zu richten an: 

 

Black Pearl Digital AG 

vertreten durch den Vorstand Dr. Florian Pfingsten 

Dessauer Straße 6 

80992 München 

Bundesrepublik Deutschland 

E-Mail: : info@blackpearl.digital 

 

Rechtzeitig innerhalb der Frist des § 126 Abs. 1 AktG unter vorstehender Adresse eingegange-

ne, ordnungsgemäße Gegenanträge und Wahlvorschläge werden den Aktionären ebenso zu-

gänglich gemacht wie etwaige Stellungnahmen der Verwaltung hierzu. 

 

Auskunftsrecht 

 

Gemäß § 131 Abs. 1 AktG ist jedem Aktionär auf Verlangen in der Hauptversammlung vom Vor-

stand Auskunft über Angelegenheiten der Gesellschaft, die rechtlichen und geschäftlichen Be-

ziehungen der Gesellschaft zu verbundenen Unternehmen sowie über die Lage des Unterneh-

mens zu geben, soweit die Auskunft zur sachgemäßen Beurteilung des Gegenstands der Ta-

gesordnung erforderlich ist. 

 

Information zum Datenschutz für Aktionäre 

 

Die Black Pearl Digital AG verarbeitet personenbezogene Daten (insbesondere Name, Anschrift, 
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E-Mail-Adresse, Aktienanzahl, Besitzart der Aktien und Nummer der Eintrittskarte) auf Grundla-

ge der geltenden Datenschutzgesetze, um den Aktionären die Ausübung ihrer Rechte im Rah-

men der Hauptversammlung zu ermöglichen. Die Verarbeitung personenbezogenen Daten ist 

für die Teilnahme der Aktionäre an der Hauptversammlung zwingend erforderlich. Für die Verar-

beitung ist die Black Pearl Digital AG die verantwortliche Stelle. Rechtsgrundlage für die Verar-

beitung ist Art. 6 (1) c) Datenschutz-Grundverordnung. 

 

Etwaige Dienstleister der Black Pearl Digital AG, welche ggf. zum Zwecke der Ausrichtung der 

Hauptversammlung beauftragt werden, erhalten von der Black Pearl Digital AG nur solche per-

sonenbezogenen Daten, welche für die Ausführung der beauftragten Dienstleistung erforderlich 

sind und verarbeiten die Daten ausschließlich nach Weisung der Black Pearl Digital AG. 

 

Jeder Aktionär hat ein jederzeitiges Auskunfts-, Berichtigungs-, Einschränkungs-, Widerspruchs- 

und Löschungsrecht bezüglich der Verarbeitung seiner personenbezogenen Daten, sowie ein 

Recht auf Datenübertragung nach Kapitel III der Datenschutz-Grundverordnung. Diese Rechte 

können Sie gegenüber der Black Pearl Digital AG unentgeltlich über die E-Mail-Adresse 

 

info@blackpearl.digital 

 

oder über die folgenden Kontaktdaten geltend machen: 

 

Black Pearl Digital AG 

vertreten durch den Vorstand Dr. Florian Pfingsten 

Dessauer Straße 6 

80992 München 

Bundesrepublik Deutschland 

 

Zudem steht Ihnen ein Beschwerderecht bei den Datenschutz-Aufsichtsbehörden nach Art. 77 

Datenschutz-Grundverordnung zu 

 

München, im Juli 2018 

 

Black Pearl Digital AG 

 

 

Der Vorstand 


